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Der Stellenwert von Inklusion im Rahmen der deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Menschen mit Behinderungen zählen in vielen Ländern zu den Abgehängten 
der Gesellschaft. Ihre Lebenssituation ist dabei in wirtschaftlich schlechter ent¬ 
wickelten Staaten zusätzlich erschwert, sie gelten als die Ärmsten der Armen. 
Etwa eine Milliarde Menschen mit Behinderungen leben in Entwicklungslän¬ 
dern. Die Entwicklungszusammenarbeit ist aus Sicht der Fragesteller hier be¬ 
sonders gefordert, Anreize zu schaffen, um die Lebensbedingungen von Men¬ 
schen mit Behinderungen nachhaltig zu verbessern. Aufgrund ihrer gesell¬ 
schaftlichen Ausgrenzung sind jedoch gerade Menschen mit Behinderungen 
häufig für Projekte der Entwicklungszusammenarbeit schwer erreichbar. 

In Anerkennung dieser dringenden, globalen Herausforderung und der völker¬ 
rechtlichen Verpflichtung Deutschlands zu inklusiver Entwicklungszusammen¬ 
arbeit (Artikel 32 der UN-Behindertenrechtskonvention - UN-BRK) hat das 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(BMZ) im Jahr 2013 einen Aktionsplan zur Inklusion von Menschen mit Be¬ 
hinderungen veröffentlicht, der bis 2015 implementiert werden sollte. Dieser 
Zeitraum musste vom Bundesministerium bis 2017 verlängert werden. Der Ak¬ 
tionsplan wurde anschließend an das ursprüngliche Laufzeitende vom Deut¬ 
schen Evaluierungsinstitut der Entwicklungszusammenarbeit (DEval) evaluiert 
(www.deval.org/files/content/Dateien/Evaluierung/Berichte/2017/API_final_ 
barrierefrei_FINAL.pdf). Der Evaluationsbericht verdeutlicht, dass die Zielset¬ 
zung des Aktionsplans, die systematische und querschnittsmäßige Inklusion von 
Menschen mit Behinderungen in der deutschen Entwicklungspolitik sicherzu¬ 
stellen, nicht erreicht wurde. Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zu¬ 
sammenarbeit und Entwicklung versprach bereits 2016 die Ablösung des Ak¬ 
tionsplans durch eine Inklusionsstrategie (vgl. Nationaler Aktionsplan zur 
UN-BRK, NAP 2.0, Maßnahme 3 im Kapitel Internationale Zusammenarbeit). 
In einer Stellungnahme zum Evaluationsbericht sah sich das Bundesministerium 
gezwungen, zumindest einige der Empfehlungen des DEval zur Grundlage der 
seit Herbst 2017 begonnenen Erarbeitung einer neuen übersektoralen Strategie 
zur Inklusion von Menschen mit Behinderungen zu nehmen. Bereits mit dieser 
Stellungnahme bemühte sich das BMZ jedoch nach Ansicht der Fragesteller, 
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keine klaren Zusagen zu aufgrund der Evaluationsergebnisse an sich zwingen¬ 
den Kurskorrekturen zu machen (www.bmz.de/de/zentrales_downloadarchiv/ 
erfolg_und_kontrolle/BMZ-Stellungnahme_zum_DEval-Bericht_Evaluierung_ 
des_Aktionsplans_Inklusion_2017.pdf und www.bmz.de/de/themen/behmderungen_ 
rechte/deutsche_politik/index.html). 

Zur Realisierung der Verpflichtungen aus Artikel 32 der UN-Behindertenrechts- 
konvention ist nach Auffassung der Fragesteller ein zweigleisiger Ansatz zu 
verfolgen. Einerseits muss sichergestellt sein, dass Menschen mit Behinderun¬ 
gen in keinem Programm oder Projekt der deutschen staatlichen Entwicklungs¬ 
zusammenarbeit ausgeschlossen werden, sondern Maßnahmen (z. B. der Bar¬ 
rierefreiheit) ihre gleichberechtigte Teilhabe gewährleisten (disabilty main- 
streaming). Andererseits müssen strukturelle und gesellschaftliche Benachteili¬ 
gungen von Menschen mit Behinderungen kompensiert werden, indem Projekte 
aufgelegt werden, die diese gezielt fordern. Nach Ansicht der Fragesteller bleibt 
die Bundesregierung hier jedoch weit hinter dem notwendigen Flandeln zurück. 
Allein schon der im Juli 2018 auf freiwilliger Basis von der Bundesregierung 
auf OECD-Ebene selbst mit verabschiedete OECD DAC Disability Inclusion 
Policy Marker wurde von ihr bisher nicht eingeführt. Die Bundesregierung 
widerspricht aus Sicht der Fragesteller damit nicht nur ihren eigenen wiederhol¬ 
ten Beteuerungen, sich für eine Verbesserung der Datenlage zu Behinderung 
und für die Einführung des Markers einzusetzen, sie entzieht sich dadurch auch 
dem direkten internationalen Vergleich mit anderen OECD-Staaten, von denen 
einige bereits selbstverständlich den Marker zu implementieren begonnen haben 
(vgl. https;//assets.Publishing.Service. gov.uk/government/uploads/system/ 
uploads/attachment_data/file/760997/Disability-Inclusion-Strategy.pdf; www. 
gov.uk/government/publications/national-governments-global-disability- 
summit-commitments). 


Vorbemerkung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hat die Behindertenrechtskonvention der Vereinten Natio¬ 
nen (VN-BRK) im Jahre 2009 ratifiziert und sie damit in den Rang eines Bundes¬ 
gesetzes gesetzt. Diese unterstreicht in ihrer Präambel zum einen die Bedeutung 
der internationalen Zusammenarbeit; zum anderen verpflichtet sie die Geberlän¬ 
der als Vertragsstaaten explizit, Menschen mit Behinderungen in internationale 
Entwicklungsprogramme einzubinden und diese für Menschen mit Behinderun¬ 
gen zugänglich zu gestalten (Artikel 32). 

Für die Umsetzung der VN-BRK in Deutschland wurde ein nationaler Akti¬ 
onsplan unter Federführung des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
(BMAS) erarbeitet und im Juni 2011 vom Bundeskabinett verabschiedet. Auf die¬ 
sen setzt der im Juni 2016 vom Bundeskabinett verabschiedete Nationale Akti¬ 
onsplan 2.0 auf Für den Bereich der staatlichen Entwicklungszusammenarbeit 
(EZ) setzte das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent¬ 
wicklung (BMZ) im Jahre 2013 seinen „Aktionsplan zur Inklusion von Menschen 
mit Behinderungen“ in Kraft. Darin wurden wichtige Vorgaben für die Inklusion 
von Menschen mit Behinderungen in der deutschen Entwicklungszusammenar¬ 
beit festgeschrieben. Das BMZ hat die Laufzeit seines Aktionsplans aufgrund ei¬ 
ner externen Evaluierung durch das Deutsche Evaluierungsinstitut der Entwick¬ 
lungszusammenarbeit (DEval) bis 2017 verlängert, um die Ergebnisse des Evalu¬ 
ierungsberichts bei der Erstellung der neuen übersektoralen Strategie des BMZ 
zur Inklusion von Menschen mit Behinderungen in der Entwicklungszusammen¬ 
arbeit berücksichtigen zu können. Das BMZ hat 2017 öffentlich zu den Schluss¬ 
folgerungen des DEval Stellung genommea Die Stellungnahme ist einsehbar un¬ 
ter www.bmz.de/.. ./BMZ-Stellungnahme_zum_DEval-Bericht_Evaluierung_des_ 
Aktionsplans_Inklusion_2017. 
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1. Warum hat die Bundesregierung den OECD DAC Disability Inclusion Po- 
licy Marker, den sie 2018 selbst mit verabschiedet hat, bislang nicht einge¬ 
führt, und bis wann wird die Bundesregierung dies spätestens behoben ha¬ 
ben? 

Im Juli 2018 hat der Ausschuss für Entwicklungszusammenarbeit der Organisa¬ 
tion für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD-DAC) eine 
Kennung zur Inklusion von Menschen mit Behinderungen verabschiedet. Die 
Mitgliedstaaten der OECD können somit ab 2019 auf freiwilliger Basis im Rah¬ 
men der Meldung der öffentlichen Entwicklungsleistungen (ODA) an die OECD 
darüber berichten, welche Projekte zur Inklusion von Menschen mit Behinderun¬ 
gen beitragen. Die Bundesregierung prüft derzeit, wie der Marker zur Inklusion 
im Rahmen der deutschen EZ eingeführt werden kann. 


2. Welche konkreten Projekte und Maßnahmen der Inklusion wurden jeweils 
in den Jahren 2016, 2017 und 2018 von der Bundesregiemng im Rahmen der 
bilateralen Entwicklungszusammenarbeit mit jeweils welchem finanziellen 
und personellen Volumen gefordert (bitte Haushaltstitel sowie Gesamtvolu¬ 
men bei mehrjährigen Projekten sowie Durchführungsorganisation ange¬ 
ben)? 

Für einen Überblick über das Gesamtportfolio der staatlichen deutschen techni¬ 
schen Zusammenarbeit (TZ) mit Inklusionsbeiträgen aus den Jahren 2016 bis 
2018 wird auf Anlage 1 verwiesen. Das Projektbudget umfasst hierbei die Ge¬ 
samtmaßnahme. Eine konkrete Aussage über das finanzielle und personelle Vo¬ 
lumen in Bezug auf Inklusion kann nicht getroffen werden, da es sich bei den 
Projekten nicht um reine Inklusionsvorhaben handelt. Die Inklusion von Men¬ 
schen mit Behinderungen wird in Teilkomponenten (z. B. über die aktive Einbin¬ 
dung von Selbstvertretungsorganisationen von Menschen mit Behinderungen in¬ 
nerhalb bestimmter Projektmaßnahmen) oder mainstreaming Maßnahmen zur In¬ 
klusion sichergestellt. 

In der staatlichen deutschen finanziellen Zusammenarbeit (FZ) sind Menschen 
mit Behinderungen oft Teil der Zielgruppe, werden aber in der Regel nicht expli¬ 
zit als primäre und/oder alleinige Zielgruppe benannt. Häufig ist der exakte Anteil 
der Menschen mit Behinderungen innerhalb der Gesamtzielgruppe auch den sta¬ 
tistischen Ämtern in den Partnerländern nicht genau bekannt. Auf Grund dieser 
erschwerten Datenlage kann keine klare Aussage zu Finanzierungsanteilen für 
Menschen mit Behinderungen innerhalb von FZ Projekten getätigt werden. Für 
eine Übersicht zu ausgewählten Projektbeispielen der staatlichen deutschen FZ 
mit Inklusionsbeiträgen wird auf Anlage 2 verwiesen. 

Darüber hinaus wird bei allen Baumaßnahmen in FZ-Projekten grundsätzlich in 
der Projektkonzeption darauf geachtet, Barriereffeiheit soweit wie möglich um¬ 
zusetzen. Dabei orientiert sich die deutsche FZ an den gesetzlichen Vorgaben und 
Normen des jeweiligen Partnerlandes. Sofern Barriereffeiheit nicht im gesamten 
Gebäude (oder auf dem gesamten Gelände) möglich ist, wird bei der Projektkon¬ 
zeption auf eine ausreichende Anzahl an barriereffeien Räumen (z. B. im Schul¬ 
bau spezialisierte Unterrichtsräume und Sanitäreinrichtungen) oder Zugängen ge¬ 
achtet. 
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3. Inwieweit hat die Bundesregierung Maßnahmen zur Umsetzung der Ab¬ 
schließenden Bemerkungen des UN-Fachausschusses für die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen zur Umsetzung des Artikels 32 der UN- 
Behindertenrechtskonvention aus der ersten Staatenprüfung Deutschlands 
(2015) ergriffen (vgl. https;//tbinternet. ohchr.org/_layouts/15/treatybody 
external/TBSearch.aspx?Lang=en&TreatyID=4&DocTypeID=29; www. 
institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_ 
Konventionen/CRPD_behindertenrechtskonvention/CRPD_Concluding_ 
observations_on_the_initial_report_of_Germany_May_2015 .pdf)? 

Die Bundesregierung wird zentrale Empfehlungen des VN-Fachausschusses für 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen im Rahmen ihrer neuen Inklusions¬ 
strategie für die deutsche Entwicklungszusammenarbeit aufgreifen. Diese wird 
aktuell noch erarbeitet. 


4. Wie stellt das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung sicher, dass in den Projekten und Maßnahmen der Entwick¬ 
lungszusammenarbeit das disability mainstreaming durchgängig berücksich¬ 
tigt wird, wie von Bundesminister Dr. Gerd Müller bereits beim Runden 
Tisch zu Inklusion im November 2014 öffentlich zugesichert (vgl. www.bmz. 
de/20141111-1; www.bmz.de/de/mediathek/publikationen/reihen/ 
infobroschueren_flyer/infobroschueren/Materialie350_inklusion.pdf)? 

Die Bundesregierung unterstützt Partnerländer der deutschen EZ bei der Umset¬ 
zung der VN-BRK, etwa hinsichtlich der Anpassung und Umsetzung nationaler 
Gesetze und Regelungen an die Erfordernisse der VN-BRK oder der Erstellung 
und Durchführung von Umsetzungsplänen. 

Die Förderung der Rechte von Menschen mit Behinderungen gemäß der men¬ 
schenrechtlichen Konventionen ist Teil der verbindlichen menschenrechtlichen 
Vorgaben für die deutsche EZ. Zudem sind das inklusive Vorgehen in der Pro¬ 
jektumsetzung sowie die besondere Berücksichtigung vulnerabler Bevölkerungs¬ 
gruppen, einschließlich von Menschen mit Behinderungen, in zahlreichen über¬ 
regionalen Strategien, Sektor- und Länderstrategien der deutschen EZ verankert. 
Zukünftig sollen über menschenrechtliche Zielgruppenanalysen, die gemeinsam 
mit dem Deutschen Institut für Menschenrechte erstellt werden, die Rechte und 
Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen noch stärker in die Planung der 
deutschen EZ einfließen. 

Die deutsche TZ verfolgt generell einen „twin-track approach“, einen dualen An¬ 
satz, der eine Kombination aus disability mainstreaming in alle bestehenden Ver¬ 
fahren und Strukturen sowie spezifische Maßnahmen zur Stärkung der Rechte 
von Menschen mit Behinderungen (empowerment) darstellt. 

Darüber hinaus werden Durchführungsvereinbarungen mit den politischen Trä¬ 
gem der Partnerseite getroffen. In zahlreichen Projekten der deutschen TZ ist In¬ 
klusion von Menschen mit Behinderungen und disability mainstreaming explizit 
erwähnt und in Form von Indikatoren oder Zielsetzungen erfasst. 

Es wird zudem auf die Antworten zu den Fragen 2 und 13 verwiesen. 


5. Aus welchem Gmnd musste die Implementiemng des Aktionsplans zur In¬ 
klusion von Menschen mit Behindemng entgegen der ursprünglichen Pla¬ 
nung um zwei Jahre bis zum Jahr 2017 verlängert werden? 

Die Verlängemng des Aktionsplans zur Inklusion von Menschen mit Behinde¬ 
rungen erfolgte nach vorheriger Konsultation und mit Zustimmung der Zivilge¬ 
sellschaft, um die Ergebnisse der DEval-Evaluiemng zum Aktionsplan bei der 
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Erarbeitung der neuen Inklusionsstrategie berücksichtigen zu können. Daneben 
wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen. 


6. Wann plant die Bundesregierung, ihren Abschlussbericht zum Aktionsplan 
vorzulegen? 

Ein Abschlussbericht ist nicht geplant. Die Erkenntnisse aus der Umsetzung flie¬ 
ßen in die neue Inklusionsstrategie ein. 


7. Wie lautet der Bearbeitungsstand der neuen „übersektoralen Strategie zur 
Inklusion von Menschen mit Behinderungen“ rund eineinhalb Jahre nach ih¬ 
rer Ankündigung durch das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam¬ 
menarbeit und Entwicklung, und welche Stellen im BMZ sind in die 
Erarbeitung dieser übersektoralen Strategie mit eingebunden (vgl. www. 
gemeinsam-einfach-machen.de/SharedDocs/Downloads/DE/AS/NAP2/NAP2. 
pdfysessionid=87AF491DB669838F9F60F8AC8BB454B4.1_cid320?_blob= 
publicationFile&v=3, Kap. 3.12)? 

a) Welche konkreten Inhalte soll diese neue Strategie beinhalten? 

b) Wie wird durch die neue Strategie sichergestellt, dass alle Bereiche des 
BMZ systematisch und nachweisbar die Belange von Menschen mit Be¬ 
hinderungen bei der Gestaltung der von ihnen verantworteten Arbeitsbe¬ 
reiche (entwicklungspolitische Strategiebildung, Landesplanung, Auf¬ 
tragsformate, Monitoring und Evaluierung, Administration und Veran¬ 
staltungsmanagement etc.) berücksichtigen? 

c) Inwiefern soll im Rahmen dieser neuen Strategie den vom Deutschen 
Evaluierungsinstitut der Entwicklungszusammenarbeit genannten Kritik¬ 
punkten bezüglich des 2013 begonnenen Aktionsplans zur Inklusion von 
Menschen mit Behindemngen Rechnung getragen werden? 

d) Welche weiteren Maßnahmen zur Umsetzung der Abschließenden Be¬ 
merkungen des UN-Fachausschusses für die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen zur Umsetzung des Artikels 32 der UN-Behinderten- 
rechtskonvention aus der ersten Staatenprüfung Deutschlands (2015) sol¬ 
len im Rahmen dieser neuen Strategie festgelegt werden (www.institut- 
fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_ 
Konventionen/CRPD_behindertenrechtskonvention/CRPD_Concluding_ 
observations_on_the_initial_report_of_Germany_May_2015 .pdf=?)? 

e) Inwiefern soll im Rahmen der neuen Strategie entsprechend Artikel 32 
der UN-Behindertenrechtskonvention sichergestellt werden, dass Maß¬ 
nahmen zur Umsetzung von Inklusion im Rahmen der Entwicklungszu¬ 
sammenarbeit referatsübergreifend erarbeitet und gesteuert werden? 

f) Inwiefern werden Verbände, Interessenvertretungen und Nichtregie¬ 
rungsorganisationen in Deutschland und in den Partnerländern der deut¬ 
schen staatlichen Entwicklungszusammenarbeit in den Bearbeitungspro¬ 
zess zu dieser neuen Strategie konkret einbezogen? 

Die Fragen 7 bis 7f werden gemeinsam beantwortet. 

Die Bundesregierung weist daraufhin, dass die übersektorale Strategie des BMZ 
zur Inklusion von Menschen mit Behinderungen in der EZ derzeit noch unter Fe¬ 
derführung der zuständigen Fachabteilung erarbeitet wird. 

Die neue Strategie versteht sich als übersektorales Konzept, das die vielfältigen 
Grundlagen und Leitlinien zur Inklusion von Menschen mit Behinderungen in der 
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deutschen EZ darstellt. Dazu gehören unter anderem die in den Antworten zu den 
Fragen 2 und 4 genannten Ansätze. Sie wird einen verbindlichen Rahmen für die 
Umsetzung durch alle relevanten Akteure vorgeben. Die Strategie wird die als 
Querschnittsthema verankerte Berücksichtigung der Belange von Menschen mit 
Behinderungen in der deutschen EZ fortschreiben. Sie entwickelt den früheren 
Aktionsplan unter anderem auf Basis der DEval-Evaluierungsergebnisse weiter. 
Dieser wurde zusammen mit der deutschen Zivilgesellschaft und Interessenver¬ 
tretungen von Menschen mit Behinderungen entwickelt. 

Im Übrigen wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen. 


g) Welche Expertinnen und Experten mit Behinderungen im Ausland, ins¬ 
besondere solche aus Entwicklungsländern, wurden in den aktuellen Er¬ 
arbeitungsprozess zur Inklusionsstrategie in Planungs- und Entschei¬ 
dungsprozesse konkret eingebunden? 

In die Erarbeilung der Inklusionsslralegie fließen Erkennlnisse aus der Durchfüh¬ 
rung von Vorhaben der deulschen EZ mit Bezug zur Inklusion in Partnerländern 
ein. Expertinnen und Experten aus dem Ausland wurden darüber hinaus bisher 
nichl eingebunden. 


h) Wann ist konkret mit einer Finalisierung der neuen „übersektoralen Stra¬ 
tegie zur Inklusion von Menschen mit Behinderungen“ zu rechnen? 

Die Bundesregierung will die neue Inklusionsslralegie noch in diesem Jahr vor¬ 
legen. 


i) Wann plant die Bundesregierung den Deutschen Bundestag hierüber zu 
unterrichten, bzw. in welchem Rahmen plant das Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung die parlamentarische 
Begleitung zu dieser Strategie? 

Wenn keine parlamentarische Begleitung vorgesehen ist, warum nicht? 

Die Bundesregierung plant, den Deutschen Bundestag noch in diesem Jahr über 
die neue Inklusionsslralegie zu unterrichten. 


8. Welche Meilensteine hat sich die für die Berücksichtigung der Belange von 
Menschen mit Behinderungen in der Entwicklungszusammenarbeit zustän¬ 
dige Parlamentarische Staatssekretärin gesetzt, um Inklusion im BMZ und 
in der Zusammenarbeit mit den Partnerländern voranzutreiben? 

a) Welche Verbesserungen will sie bis zum Ende der laufenden Legislatur 
für Menschen mit Behinderungen erreicht haben? 

Mit der Inklusionsslralegie will die deutsche EZ zu einer inklusiven Umsetzung 
der Agenda 2030 und deren Leitprinzip „Niemanden zurücklassen“ beitragen. 
Diesem Leitprinzip fühlen sich alle Leitungsmitglieder des BMZ verpflichtet. 


b) Wie organisiert sie die referats- und ressortübergreifende Auseinanderset¬ 
zung mit dem Thema Inklusion in der internationalen Zusammenarbeit? 

Es wird auf die Antwort zu Frage 4 verwiesen. 
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9. Plant die Bundesregierung angesichts der im Evaluierungsbericht kritisierten 
mangelnden finanziellen und personellen Ausstattung des Bundesministeri¬ 
ums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung zur Umsetzung 
des Aktionsplans eine höhere Mittelzuweisung zugunsten der neuen „über¬ 
sektoralen Strategie zur Inklusion von Menschen mit Behinderungen“ (vgl. 
www.deval.org/files/content/Dateien/Evaluierung/Berichte/2017/API_fmal_ 
barrierefrei_FINAL.pdf, Seiten vii, viii, 53,90)? 

Falls ja, in welchem konkreten Rahmen soll dies im Vergleich zur bisherigen 
finanziellen und personellen Ausstattung geschehen, und wie wird dies im 
Flaushaltsplan berücksichtigt (bitte konkrete Flaushaltstitel, geplante Voll¬ 
zeitäquivalente sowie entsprechende Mehrausgaben bzw. personelle Aufsto¬ 
ckungen nennen)? 

Falls nein, weshalb nicht? 

Aufgrund der noch nicht abgeschlossenen Erarbeitung der Inklusionsstrategie 
können noch keine endgültigen Aussagen zur finanziellen und personellen Aus¬ 
stattung getroffen werden. 


10. In welchem Maße wird das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam¬ 
menarbeit und Entwicklung im Rahmen der neuen „übersektoralen Strategie 
zur Inklusion von Menschen mit Behinderungen“ am vom Deutschen Eva¬ 
luierungsinstitut der Entwicklungszusammenarbeit kritisierten Vorgehen 
festhalten, hauptsächlich bereits bestehende Projekte der Entwicklungszu¬ 
sammenarbeit zu modifizieren, damit diese das Thema Inklusion berücksich¬ 
tigen, statt genuin inklusive Projekte zu konzipieren und durchzuführen (vgl. 
www.deval.org/files/content/Dateien/Evaluierung/Berichte/2017/API_final_ 
barrierefrei_FINAL.pdf Seiten 51, 65)? 

11. Welche konkreten neuen, genuin inklusiven Projekte sollen nach bisherigem 
Planungsstand der Bundesregierung im Rahmen der neuen „übersektoralen 
Strategie zur Inklusion von Menschen mit Behinderungen“ umgesetzt wer¬ 
den? 

Die Fragen 10 und 11 werden gemeinsam beantwortet. 

Es wird auf die Antwort zu Frage 7 verwiesen. Die übersektorale Strategie wird 
keine konkreten Projektmaßnahmen vorgeben. 


12. Inwieweit berücksichtigen die Beratungsangebote von Engagement Global 
(und insbesondere bengo) nach Kenntnis der Bundesregierung bereits das 
Thema Inklusion, und wie wird sich ihre Arbeit im Lichte der neuen „über¬ 
sektoralen Strategie zur Inklusion von Menschen mit Behinderungen“ an¬ 
passen? 

Die Inklusion wird in den Programmen zur Auslandsförderung wie auch in den 
übrigen Programmen berücksichtigt. Im Rahmen der Beratung und Projektförde¬ 
rung für private Träger in der Entwicklungszusammenarbeit durch die Arbeits¬ 
einheit „Förderung Auslandsprojekte - bengo“ ist Inklusion im Sinne der Stei¬ 
gerung von Teilhabemöglichkeiten an der Mehrheitsgesellschaft als wichtiges 
Querschnittsthema verankert. Die Berücksichtigung der Bedürfnisse von Men¬ 
schen mit Behinderungen bzw. ihr Anteil an der direkten Zielgruppe eines ge¬ 
planten Auslandsprojektes wird je nach proj ektspezifischen Kontext thematisiert. 
Insbesondere bei solchen Vorhaben, deren Zielgruppe Menschen mit Behinde¬ 
rungen oder Familien, in denen Menschen mit Behinderungen leben, umfassen, 
legt Engagement Global Wert darauf, dass ihre Partizipation nicht nur während 
der Umsetzung des Projektes, sondern bereits zuvor - im Zuge der Projektvorbe- 
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reitung — sichergestellt ist. Im Rahmen von Seminaren werden die antragstellen¬ 
den Nichtregierungsorganisationen regelmäßig auf die Bedeutung des Themas 
hingewiesen. Auch in den anderen Programmen findet „Inklusion“ Berücksichti¬ 
gung. So wird teilweise schon bei der Antragsstellung abgeffagt, inwiefern As¬ 
pekte der Chancengleichheit im Projektkontext berücksichtigt werden. Auch für 
die konkrete Umsetzung der Vorhaben werden die Träger gebeten, bezüglich 
Kommunikation und räumlichen Gegebenheiten auf Barriereffeiheit zu achten. 

Die Mitmachzentrale der Engagement Global bietet die entwicklungspolitische 
Erstberatung über ein Gebärdentelefon an. Für Mitarbeitende und als Qualifizie¬ 
rungsmaßnahmen für die Träger werden spezielle Fortbildungen angeboten, in 
denen sie für inklusive Projekfkonzeptionen sensibilisierf und geschulf werden. 
In betroffenen Programmen - auch Austausch- und Entsendedienste - werden in¬ 
klusionsbedingte Mehrbedarfe gefordert (z. B. Dolmetscherinnen und Dolmet¬ 
scher für Gebärdensprache) und spezifische Angebote entwickelt. Beraten und 
unterstützt wird Engagement Global hierbei z. B. durch den Deutschen Blinden- 
und Sehbehindertenverband oder den Träger „Behinderung und Entwicklungszu¬ 
sammenarbeit e. V.“ 

Die neue Inklusionsstrategie soll — wie alle übrigen Strategiepapiere des BMZ — 
nichtstaatlichen Organisationen künftig als Orientierungshilfe dienen. 


13. Welche konkreten Erfahmngen hat das Bundesministerium für wirtschaftli¬ 
che Zusammenarbeit und Entwicklung im Zuge bilateraler, inklusionsfokus¬ 
sierter Entwicklungszusammenarbeit mit Nehmerländem hinsichtlich ihrer 
Sensibilisierung und ihres Engagements für das Thema Inklusion gemacht? 

Themen der Inklusion werden in Partnerländern der deutschen EZ regelmäßig auf 
Ebene der Projektdurchführung sowie im polifischen Dialog mit Partnerländern 
angesprochen. Auch die weltweite Vernetzung von Selbstvertretungsorganisatio¬ 
nen spielt in diesem Kontext eine wichtige Rolle. Zur stärkeren Verankerung der 
Inklusion von Menschen mit Behinderungen und Einbindung von Selbstvertre¬ 
tungsorganisationen in den Partnerländern hat die deutsche EZ einen Ansatz 
zur Förderung von Selbstvertretungsorganisationen als Wissensträger für das 
Mainstreaming von Inklusion von Menschen mit Behinderungen in ausgewählten 
Ländern durchgeführt. Dabei stehen Professionalisierung und Befähigung von 
Selbsfvertretungsorganisafionen von Menschen mif Behinderungen und die Be¬ 
rufung zum disabilify mainsfreaming in den Partnerländern im Vordergrund. 

Zukünftig soll dieser Ansafz in weheren Partnerländern der deutschen Entwick¬ 
lungszusammenarbeit Anwendung finden. 


i4. Ist das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent¬ 
wicklung sowohl im Sitz Berlin als auch in Bonn vollumfänglich barrierefrei 
umgebaut? 

Falls nein, wann wird das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam¬ 
menarbeit und Entwicklung in beiden Dienstsitzen barrierefrei umgebaut 
sein? 

In Bonn und Berlin handelt es sich um Bestandsbauten; bei durchzuführenden 
baulichen Maßnahmen werden diese unfer Berücksichtigung der Barrierefreiheit 
ausgeführt. Es handelt sich hierbei um einen dauerhaften Prozess, der zeitlich 
nicht eingrenzbar ist. Darüber hinaus laufen Planungsmaßnahmen hinsichtlich ei¬ 
nes Neubaus in Berlin. Hierbei wird der vom Bundesministerium für Umwelf, 
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Naturschutz, und nukleare Sicherheit (BMU) herausgegebene „Leitfaden Barrie¬ 
refreies Bauen“ mit Hinweisen zum inklusiven Planen von Baumaßnahmen des 
Bundes zugrunde gelegt. 


15. Wie haben sich sowohl die Zahl als auch der Anteil der im Bundesministe¬ 
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, bei der Deut¬ 
schen Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) GmbH, bei der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau und bei Engagement Global arbeitenden 
Menschen mit Behinderungen nach Kenntnis der Bundesregierung seit 2013 
entwickelt (bitte nach Jahren aufschlüsseln)? 

In welchen Arbeitsbereichen sind Menschen mit Schwerbehindemngen dort 
tätig? 

Zahlen und Anteile der im BMZ arbeitenden Menschen mit Behinderungen haben 
sich seit 2013 wie folgt entwickelt: 


2013 

57 Personen 

7,38 Prozent 

2014 

62 Personen 

7,16 Prozent 

2015 

56 Personen 

6,04 Prozent 

2016 

56 Personen 

6,14 Prozent 

2017 

69 Personen 

6,41 Prozent 

2018 

68 Personen 

6,75 Prozent 


Die Menschen mit Schwerbehinderung sind in diversen Arbeitsbereichen des 
BMZ tätig und nehmen an der im BMZ üblichen Rotation teil. 

Für Zahlen und Anteile der bei der Deutschen Gesellschaft für Internationale Zu¬ 
sammenarbeit GmbH (GIZ) arbeitenden Menschen mit Behinderungen wird auf 
Anlage 3 verwiesen. 

Erfasst sind dabei nur schwerbehinderte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter i. S. 
des SGB IX. Diese Zahl ist geringer als die Gesamtanzahl der Menschen mit Be¬ 
hinderungen, die bei der GIZ beschäftigt sind. Diese Zahl wird nicht erfasst, u. a. 
weil eine Angabe der Behinderungen auf freiwilliger Basis stattfindet. Bei der 
GIZ sind Menschen mit Behinderungen in allen Bereichen im Inland und in der 
Außenstruktur tätig. Je nach Art der Behinderung ist ein Einsatz in jedem Bereich 
möglich. 

Für Zahlen und Anteile der bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) arbei- 
fenden Menschen mit Behinderungen wird auf Anlage 4 verwiesen. 

Für Zahlen der bei Engagement Global arbeitenden Mitarbeiterinnen und Mitar¬ 
beiter wird auf Anlage 5 verwiesen. 


16. Wie viele Mitarbeitende des BMZ mit Behinderungen sind derzeit im Aus¬ 
land eingesetzt? 

Gibt es hinsichtlich ihrer maximalen Einsatzdauer und der Art ihrer Tätigkeit 
Unterschiede zu ihren Kolleginnen und Kollegen ohne Beeinträchtigungen? 

Derzeit sind drei Mitarbeitende des BMZ mit Behinderung im Ausland eingesetzt. 
Es gibt hinsichtlich ihrer maximalen Einsatzdauer und der Art ihrer Tätigkeit 
keine Unterschiede zu ihren Kolleginnen und Kollegen ohne Beeinträchtigungen. 
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17. Sind dem Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent¬ 
wicklung Vermerke bzw. Beschwerden von Menschen mit Behinderungen 
im Hause bezüglich nicht barrierefreier Räumlichkeiten und Kommunika¬ 
tion an den Dienstsitzen des Bundesministeriums in Bonn und Berlin be¬ 
kannt? 

Wenn ja, welche konkreten Beschwerden bezüglich nicht barrierefreier 
Räumlichkeiten bzw. Zugänge oder Kommunikation in jeweils welchem 
Dienstsitz sind dem Bundesministerium bekannt? 

Konkrete Beschwerden bzw. Vermerke liegen dem BMZ und der Schwerbehin¬ 
dertenvertretung nicht vor. Es gibt vereinzelt Anregungen, auf die das BMZ im 
direkten Kontakt mit Betroffenen eingeht, um gemeinsam Lösungen zu finden. 
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Anlage 3 - Antwort der Bundesregierung zu Frage 15 der Kleinen Anfrage der Fraktion der FDP „Der Stellenwert von 
Inklusion im Rahmen der deutschen Entwicklungszusammenarbeit“ 

Bundestagsdrucksache Nr. 19/10965 

Entwicklung von Inlandsmitarbeiter/innen mit Schwerbehinderung in der Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit 
GmbH (GiZ) von 2013-2018 


Jahr 

Pflichtarbeitsplätze 
Mitarbeiter/innen mit 
Schwerbehinderung 
Monatsdurchschnitt 

Quote 

2013 

132 

6,62 Prozent 

2014 

102 

5,17 Prozent 

2015 

96 

5,07 Prozent 

2016 

100 

5,07 Prozent 

2017 

114 

5,42 Prozent 

2018 

118 

5,23 Prozent 
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Anlage 4 - Antwort der Bunderegierung zu Frage 15 der Kleinen Anfrage der Fraktion der FDP „Der Stellenwert von 
Inklusion im Rahmen der deutschen Entwicklungszusammenarbeit“ 

Bundestagsdrucksache Nr. 19/10965 

Entwicklung von Mitarbeiter/innen mit Schwerbehinderung in der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 
von 2013-2018 


Jahr 

Quote KfW 

Anzahl 

Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen 
mit SB 

Davon 

Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen 
mit SB in FZ 

Quote IPEX 

Quote DEG 

2013 

5,21 Prozent 

210 

18 

0,92 Prozent 

2,90 Prozent 

2014 

5,44 Prozent 

224 

21 

0,98 Prozent 

2,42 Prozent 

2015 

5,36 Prozent 

233 

20 

0,89 Prozent 

2,34 Prozent 

2016 

5,48 Prozent 

242 

24 

1,19 Prozent 

2,52 Prozent 

2017 

5,60 Prozent 

253 

22 

1,80 Prozent 

3,65 Prozent 

2018 

5,61 Prozent 

258 

23- 

2,43 Prozent 

3,30 Prozent 
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Anlage 5 - Antwort der Bunderegierung zu Frage 15 der Kleinen Anfrage der Fraktion der FDP „Der Stellenwert von 
Inklusion im Rahmen der deutschen Entwicklungszusammenarbeit“ 

Bundestagsdrucksache Nr. 19/10965 

Entwicklung von Mitarbeiter/innen mit Schwerbehinderung bei Engagement Global von 2013-2018 


Jahr 

Anzahl 

Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen 
mit SB 

Quote 

2013 

4 

1,93 Prozent 

2014 

7 

2,59 Prozent 

2015 

10 

3,71 Prozent 

2016 

18 

4,44 Prozent 

2017 

24 

5,20 Prozent 

2018 

28 

5,01 Prozent 
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